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Der 8° Senat des Bundessozialgerichts hat in der

Sitzung am 220 Juni 19679 an der mitgewirkt haben

'Senatspräsident f I S t e n g e l
„; > .1 % —Vorsitzender—‚

' Bundesrichter
‚

—f' Dr° N—e u h a u s ,
[ Bundesrichter ' « _

Dr° S c h w a n k h a r t 9
-Bundessozialrichter A l t h a u s ,

Bundessozialriohter K u h n e r t

‚für'Recht'erkanntsi

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz vom 210 Februar

1964 insoweit aufgehoben‚—als mit ihm unter Abänderung

des Urteils des Sozialgerichts Koblenz vom 160 Dezem—

ber 1960 der Ruhensbescheid vom 180 Dezember 1958 '
in der Fassung des Widerspruehsbescheides vom

120 Februar 1959 aufgehoben worden ist; im übrigen
" wird die Revision als unbegründet zurückgewiesen°

De1 Beklagte hat der Klägerin 2/3 der außergericht— Ü6

lichen Kosten zu erstatten°
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'‚Die Klägerin bezieht aus Anlaß des Todes ihres Ehemannes9

- des Oberstabszehlmeisters Waldemar jo‘y

Waisenrenteo Im April 1950 beantragte sie beim Versorgungsu

amt (VersorgA) Koblenz9 ihr und ihrer Tochter die Zusatzrente

‘ nach 55 89 9 des Landesversorgungsgesetzés für das Land Rhein—
land-Pfalz vom 18° Januar 1949 und 5 22 der Durchführungs—

Verordnung (DVO) vom 25° August 1949 zu gewähren9‘ Dabei wies

sie darauf hin} daß ihr Ehemann als aktiver Wehrmachtsbeamter

seit dem Jahre 1931 im Jahre 1943 an den Folgen eines Dienste
unfalls gestorben sei; ein Antrag auf Bewilligung eines Untere

Witwen— und

haltsbeitrages sei vom Regierungspräsidenten in Koblenz abgew

lehnt worden° Daraufhin wurde ihr und ihrer Tochter mit Ben

scheid vom 110 September 1950 vom 1°.April 1950 an die Zusatz—
rente gewährt° Unter dem 12° Oktober 1951 teilte der Regieu

rungspräsident in Koblenz dem VersorgA mit, daß die Klägerin
vom 1° April 1951 an nach den Vorschriften des Gesetzes zur
Regelung der Rechtsverhältnisse der unter Arte 131 des Grund”

gesetzes (G 131) fallenden Personen für sich und_ihre Tochter

Witwen— und Waisengeld sowie Kindergeld beziehe (bis Ende
August 1951 monatlich insgesamt 3419 72 DM‚ vom 1° September

‘ 1951 an monatlich 321 72 DM)

Mit
UmanerkennUngsbescheid nach

dem Bundesversorgungsgesetz
(BVG) vom 26„ Oktober 1951 wurde der Klägerin und ihrer Toch—
ter vom 1„ Oktober 1950 an die Witwen— und Waisengruhdrente

gewährte AUf eine Mitteilung_der Bezirksregierung Koblenz

vom 150 November 1958 über die Erhöhung der nach G 131 ge— '

zahlten Bezüge fragte das VersorgA bei dieser unter dem
25„ November 1958 an9 ob in den nach G 131 gezahlten Bezügen

an die Klägerin Leistungen nach der beamtenrechtlichen Un»

fallfürsorge enthalten seien„ Dies wurdemit Schreibenvom
9°_Dezember 1958 bejaht und gleichzeitig die Aufteilung der
Bezüge nach allgemeinen beamtenrechtlichen Vorschriften und
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‚_ 3 5

in solche nach der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge vom_l■y 3

10 April 1951 an mitgeteilto Die Versorgungsbehörde er—
teilte daraufhin der Klägerin den Bescheid vom 18° Dezem»

ber 1958, mit demsie nach 9 65 Absa 1 Nr„. 2 BVGdas '
Ruben der Witwen— und Waisengrundrente mit Wirkung vom

1° April 1951 an feststellte, eine Überzahlung von
4515‚—— DM errechnete und diesen Betrag — weil zu Unrecht

gezahlt — zurückforderteo Der Widerspruéh der Klägerin
_ ;

wurde mit Widerspruohsbescheid vom 12° Februar 1959 zu—'
rückgewieseno ‘ ' '6“ "Ui '“ "

Das Sozialgericht (SG) Koblenz hat auf die Klage mit Ur-

teil vom 169 Dezember 1960 den Beklagten unter Abänderung

des Bescheides vom 180 Dezember 1958 idF des Bescheides

vom 120 Februar 1959 verpflichtet, von der Rückforderung

der überhobenen Beträge abzusehen, weil dies gegen Treu

und Glauben verstoße9 .
- ' “ ' ' ‘ ‘

Das Landessozialgericht (LSG) Rheinland—Pfalz hat die Be—-

rufung des Beklagten mit Urteil vom 210 Februar 1964 zu—.
rückgewiesen; auf die Anschlußberufung der Klägerin hat.

‘,es unter Abänderung des Urteils des SG den Bescheid vom
18; Dezember 1958 idF des Widerspruchsbesoheides vom "..

;_1 '

12° Februar 1959 in vollem Umfang aufgehoben: Der Uman—
.

erkennungsbescheid vom 26° Oktober 1951 stelle einen be—

günstigenden und feststellenden Verwaltungsakt dar? der —-
nach den-@@ 77 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)‚ 24 des'

Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopfer—

versorgung (VeerG) im Zeitpunkt des zuganges an die Klä—‘

gerin bindend geworden sei° Diese Bindungswirkung er—

strecke sich auch auf die Höhe der Rente° Das VersorgA

hätte daher die Bewilligung dieser Leistungen mit Be—

soheid vom 8„ Dezember 1958 nur dann zurücknehmen dürfen9

wenn es auf Grund einer Ausnahmevorschrift hierzu ermäch—

tigt gewesen wäre° Die Vorschrift des 5 65 Abs° 1 Nrg2 BVG
L;_berechtige hierzu nicht; sie bestimme vielmehr nur‚ daß.- "7

-4r t€„i[
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og- .

unter bestimmten Voraussetzungen der Versorgungsanspruch

nach dem BVG ruhe9 also Leistungen insoweit nicht gewährt" '

werden dürften, als der Ruhenstatbestand gegeben seio
_Sei aber in einem Bescheid ein Anspruch auf Rente festge—

stellt worden9 obwohl er gem° @65 Abso 1 Nr° 2 BVG nicht'
‘ gegeben sei‚ so könne auch in diesem Fall die Bindung an

den Bescheid nur beseitigt werden7 wenn die Rücknahme auf '
eine gesetzliche Ermächtigung gestützt werden könne9 sei es9

daß der begünstigende Verwaltungsakt von Anfang an rechtsw
widrig sei (@ 41 VeerG), sei es9 daß er infolge Änderung

der Verhältnisse nachträglich rechtswidrig geworden sei

(@ 62 BVG)9 Daran ändere auch nichts der Umstand, daß nach
5 65 Abs° 1 Nr° 2 BVG das Ruben des Versorgungsanspruchs

kraft Gesetzes eintrete; der gesetzwidrige Inhalt eines

begünstigenden Verwaltungsaktes beseitige seine Bindungs»

wirkung nicht„ Die Klägerin habe, wie sich aus den Mit—

teilungen des Regierungspräsidenten ergebe‚ Hinterbliebe-

nenbezüge nach den beamtenrechtlichen Unfallfürsorgebew

stimmungen des G 131 seit dem 1° April 1951‚ also bereits

vor Erlaß des Umanerkennungsbescheides vom 26° Oktober

1951, erhalten° Der Umanerkennungsbescheid9 der dies nicht

berücksichtigt habe, sei somit von Anfang an rechtswidrig

gewesen° Das VersorgA habe mit Bescheid vom 18() Dezember

1958 den Bewilligungsbescheid vom Jahre 1951 zwar nicht

ausdrücklich zurückgenommen; die Rücknahme ergebe sich je*

doch aus der in diesem Bescheid unter Berücksichtigung des

@ 65 BVG vorgenommenen Berechnung, wonach eine Versor— '

gungsrénte vom 10 April 1951 an nicht mehr zugestanden

habe° Die Frage, so hat das LSG weiter ausgeführt9 unter

’ welchen Voraussetzungen die Versorgungsverwaltung einen

von Anfang an rechtswidrigen Bescheid über die Feststellung

einer Schädigungsfolge oder Bewilligung einer Rente zurück“

nehmen dürfe, habe das am 1° April 1955 in Kraft getretene

—.)VeerG ausdrücklich und abschließend geregelto Das Ver—‘

sorgA habe daher den Bescheid vom 260 Oktober 1951 Qur

‘: '.
"5“
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dann zurücknéhmen dürfen, wenn die Voraussetzungen gege— „„"
_ben gewesen seien, von denen die Rechtmäßigkeit der Rück— Hill

nahme nach 5 41 VeerG abhängig gewesen seio Das sei hier

insofern nicht der Fall, als die nach 5 41 Abs° 2 VeerG

zum Erlaß eines Berichtigungsbescheides erforderliche Zu-P

stimmung des Landesversorgungsamtes (LVersorgA) beim Erlaß
des angefochtenen Bescheides nicht vorgelegen habeo Diese

Zustimmung könne auch nicht darin gesehen werden9 daß mit

Bescheid vom 120 Februar 1959 der Widerspruch der Klägerin
,

zurückgewiesen worden sei9 denn die Zustimmung müSsenvor Erläß

des Bescheides durch das VersorgA vorliegen und könne nach

Erlaß nicht mehr nachgeschoben werden° Der Rücknahmebe—

scheid vom 180 Dezember 1958 sei demnach rechtswidrig9 so

daß er in dem Umfang, in dem er angefochten sei9 aufgehoben

werden müsse° Die Klägerin habe sich im ersten Rechtszug

lediglich gegen die Rückforderung gewandt, nicht jedoch

gegen die in dem Bescheid enthaltene Berichtigung des Be—3

-willigungsbescheides von 1951° Nachdem sie mit ihrer An—
schlußberufung nunmehr die Bescheide vom 180 Dezmber 1958

und 12° Februar 1959 im vollen Umfang angefochten habe,

seien sie auch hinsichtlich der rechtswidrigen Berichtigung

des Bewilligungsbescheides von 1951 aufzuheben gewesen°

Das habe zur Folge, daß dieser weiterhin bestehen bleibe

und die auf ihm beruhenden Leistungen rechtmäßig gewesen

seien und deshalb nicht als zu Unrecht empfangen zurück;

gefordert werden konnten° Im übrigen könne der von der Ver_

sorgungsbehörde als über2ahlt festgestellte Betrag selbst

dann nicht von der Klägerin zurückgefordert werden? wenn

man der Auffassung sei9 daß ein Ruhensbescheid ohne Rück—

sicht auf den früher erteilten und bindend gewordenen9 ja

sogar bindend gebliebenen Bescheid rückwirkend zulässig -

und nicht rechtswidrig seic Denn auf keinen Fall sei der
als überzahlt festgestellte Betrag von der Klägerin zu Un—

recht empfangen worden° Das LSG hat die Revision zuge—

.
lassen° ‘ ‘ " ' ” ' " ' "’

‘—6_.'. -- , '
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'‚.7.

Gegendieses ihn am26° März1964zugestellte Urteil hat
' der Beklagte mit Schriftsatz vom 220 April 19649 einge—

_
gangen

beim Bundessozialgerioht (BSG) am 230 April 19649
Revision eingelegt° Der Schriftsatz enthält auch die Bee

gründung der Revision, mit der die Verletzung der @@65

Abs° 1 Nr° 2 BVG und 47 VeerG gerügt wird° Der Beklagte

ist der Auffassung, daß im Falle des Ruhens nach 5 65 BVG

die Pflicht zur Rentenzahlung kraft Gesetzes mit dem Zeit—

punkt ende, in dem der Tatbestand9 der das Ruben zur Folge

habe, eingetreten sei; deshalb könne das Ruhen auch rück—

wirkend für die Zeit angeordnet werden‚ für welche die

Rente bereits bewilligt gewesen sei; Das bedeute gleichm

zeitig9 daß ein überzahlter Ruhensbetrag‚ weil zu Unrecht

empfangen, zurückzuzahlen sei„_ ' ‘ '

Der Beklagte beantragt,‘

1) das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz

vom 210 Februar 1964 und das Urteil des Sozialge—

richts Koblenz vom 16" Dezember 1960 aufzuheben;*

2) die Klage gegen den Bescheid des Vers0rgungsamts
Koblenz vom 18° Dezember 1958 idF des Widerspruchsm

’‚ bescheides vom 12° Februar 1959 abzuweisen°

>.1 Die Klägerin beantragt‚.'"”

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

.
Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend°

' Auf den Schriftsatz des Beklagten vom 22° April 1964 und

auf den der Klägerin vom410° Juni 1964 wird verwiesene

Die durch Zulassung statthafte Revision (@ 162 Abso1 Nro1
'H« SGG) ist vom Beklagten formm und fristgerecht eingelegt

und begründet'worden (@ 164 SGG) und deshalb zuläs—

sig„ * . _.-- : --
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Die_Revision ist jedoch nur zum Teil begründet°

' Zwischen den Beteiligten ist unstreitig, daß die Klägerin
in der Zeit vom 10 April 1951 bis 51, Dezember 1958 neben

den ihr und ihrer Tochter nach dem BVG monatlich gezahlten
Versorgungsbezügen (Grundrente) auch Versorgungsbezüge '

nach den Vorschriften des G 151 erhalten hat, die sich

aus solchen nach allgemeinen beamtenrechtlichen Bestime

mungen und solchen nach der beamtehrechtlichen Unfall—

fürsorge zusammensetzten; ebenso unstreitig ist, daß der

Anspruch der Klägerin (und ihrer Tochter) auf die Bezüge
nach der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge auf derselben

Ursache beruht wie derjenige nach dem BVG, und daß während

der gesamten in Frage stehenden Zeit die monatlichen Bezüge

nach der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge jeweils höher

gewesen sind als die monatlichen Grundrenten der Klägerin

(und ihrer Tochter) nachdemBVG, Schließlich besteht
auch kein Streit darüber, daß die nach G 151 vom 1, April

1951 an gezahlten Bezüge schon vor Erteilung des Umaner»

kennungsbescheides nach dem BVG vom 26° Oktober 1951 fest—

gestellt worden sind° Gegen die rechnerische Feststellung

des vom Beklagten zurückgeforderten Betrages in Höhe von
4515,—— DM hat die Klägerin im übrigen Einwendungen nicht

erhoben, Der erkennende Senat hatte danach zunächst darüber

zu entscheiden, ob der am 18° Dezember 1958 der Klägerin er»

teilte "Ruhensbescheid" nach 5 65 Abs° 1 Nr° 2 BVG zu Recht

ergangen ist°

Nach 5 65 Abs° 1 Nr° 2 BVG nF ruht der Anspruch auf Versor— ‚
gungsbezüge, wenn beide Ansprüche auf derselben Ursache be—

ruhen, in Höhe des Unterschieds zwischen einer Versorgung

nach allgemeinen beamtenrechtlichen Bestimmungen und aus

der beamtenrechtlichen Unfallfürsorgec Sinn und Zweck die—

ser Vorschrift ist, beim Zusammentreffen mehrerer, auf.

derselben Ursache beruhender Ansprüche Doppelzählunäen,

d„h° eine Doppelversorgung aus öffentlichen Mitteln,'zu.fglfjj„„

vermeiden°
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Die Versorgüngsbehörde hat mit Bescheid vom 18° Dezember
7958 den Eintritt des Rubens der Grundrente der Klägerin
und ihrer Tochter mit Wirkung vom 10 April 1951 an fest—

‘gestellt9 die Zahlung der Grundrente mit Ablauf des Monats

Dezember 1958 eingestellt sowie die durch die Doppelversor—

gung aus öffentlichen Mitteln bestehende Überzahluhg von
4515‚—— DM zurückgefordert° Das LSG hat diesen Bescheid
als » teilweise » Rücknahme des Umanerkennungsbescheides

vom 26° Oktober 1951 — soweit sich aus diesem die Bewilli—

gung der Grundrente nach dem BVG vom 10 Oktober 1950 an
ergebe

— angesehen und ihn für unwirksam‚ d°h° für rechten

widrig gehalten° Dabei trifft zu,
daß

es sich bei dem.
Umanerkennungsbescheid vom 26° Oktober 1951? der ua auch

die Bewilligung der Grundrente an die Klägerin und ihre

Tochter zum Inhalt hat9 um einen begünstigenden und fest—
stellenden Verwaltungsakt handelt, der wie alle Verwal»

Vtungsakte dieser Art nach 55 77 SGG, 24 VeerG
— ebenso

wie nach allgemeinen verwaltungsrechtlichen Grundsätzen _
zu dem Zeitpunkt in vollem Umfange in der Sache bindend

‚geworden ist? an dem er der Klägerin zugegangen ist°

Diese Binduhgswirkung, die sich auch auf die Rente und
ihre Höhe erstreckt, kann nur beseitigt werden‚ wenn das.

Gesetz hierzu ermächtigt° Solche gesetzlichen Ermäch—

tigungen‚ die der Verwaltungsbehörde die Beseitigung der
Bindung an einen von ihr erteilten Bescheid — als be—

Ü_günstigenden und feststellendeh Verwaltungsakt „ gestatten„
sind in 5 41 VeerG und 5 62 BVG enthalten; hier kann die

Rücknahme eines Bescheides erfolgen‚ weil er infolge Ände—

rung der Verhältnisse nachträglich rechtswidrig geworden

ist, dorta weil er von Anfang an rechtswidrig gewesen ist„

In diese beiden gesetzlichen Ermächtigungén der @@41 Veer®
62 BVG zur Rücknahme eines bindend gewordenen Bescheides
läßt sich jedoch,-wie auch das LSG zutreffend erkannt und

wie der erkennende Senat bereits entschieden hat (BSG 202

o '
. - ..9...
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l.“.9...

„;_161, 165), die Ruhensvorschrift des 9 65 BVG nicht eine;

l_ordnen;in 5 41VeerGschondeshalbnicht, weil bei Er—
,teilung eines Ruhensbescheides nach 5 65 BVG regelmäßigdgff

5 von der Rücknahme eines bindend gewordenen Bescheides

;wegen seiner Rechtswidrigkeit von Anfang an nicht die
Rede sein kann° @ 62 BVG scheidet aber deshalb aus, weil

>“j neben ihm in @ 65 BVG eine gesetzliche Vorschrift eigener
”Art steht, deren Anwendung durch die Verwaltungsbehörde

auch Rechtswirkungen eigener Art zur Folge hat,‘5 '

Mit der Erteilung eines Ruhensbescheides nach 5 65 BVG

wird — ganz oder auch nur teilweise — an der Anerkennung

des ursächlichen Zusammenhangs einer Gesundheitsstörung

oder des Todes mit einem schädigenden Vorgang im Sinnev

des 5 1 BVG nicht gerüttelt; ebensowenig wird der beste—

hende und bindend festgestellte Anspruch auf die zuge—

,sprochenen Versorgungsbezüge bzw, auf die zugesprochene

Grundrente weder dem Grunde noch der Höhe nach geändert;

er erlischt nicht und besteht unverändert forto Einzige
Rechtswirkung eines nach 5 65 BVG erteilten Ruhensbeschei—

‚des ist vielmehr, daß der Anspruch auf Rente in Höhe der

“aus der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge gewährten Lei—

stungen ruht, d„ho daß neben diesen Leistungen bis zu

-ihrer Höhe Rente nach dem BVG zur Vermeidung einer Doppel—

versorgung aus gleicher Ursache nicht gezahlt werden kann,

weil kein Recht auf diese jeweils fälligen LeiStungen be—

steht, Dabei muß schon aus der Tatsache, daß das Gesetz

bei unverändertem Weiterbestehen des Stammrechts lediglich

eine Doppelversorgung aus gleicher Ursache vermieden wissen

will, der Schluß gezogen werden, daß das Ruben der Grund—

rente ihrer Minderung oder Entziehung im Sinne des 5 60

Abs° 4 BVG als Folge einer Änderung der Verhältnisse (@ 62
BVG) nicht gleichgesetzt werden kann; deshalb kann auch die

Vorschrift des % 60 Abs, 4 BVG, daß eine Minderung oder Ent—
Ziehung der Grundrente erst mit Ablauf des Monats eintritt,

—10—"5
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der auf die Zustellung des die Änderung aussprechenden

,
Bescheides folgt, weder unmittelbar noch entsprechend an—.:'

'gewandt werdeno Das bedeutet gleichzeitig9 daß nach der
2;— neben den Ausnahmevorschriften der 55 41 VeerG9 62 BVG
".stehenden

— Ausnahmevorschrift — eigener Art - des 5 65 BVG

das Ruben von Versorgungsleistungen kraft Gesetzes unab«

hängig vom Zeitpunkt des Erlasses eines dahingehenden Be—

scheides eintritt, und daß die Ruhensvorschriften ohne Rück—

sicht auf den früher erteilten und bindend gewordenen9 sogar

bindend gebliebenen Bescheid rückwirkend von dem Zeitpunkt

an anzuwenden sind, in dem ihre Voraussetzungen, nämlich

die im Falle ihrer Nichtanwendung bestehende Doppelversor—

gung aus gleicher Ursache9 gegeben sind° Dabei giltg ohne

daß es dann eines besonderen Antrages des Versorgungsberech—

tigten oder einer besonderen Entscheidung der Versorgungsbe—‘

hörde bedarf, Entsprechendes, wenn die Voraussetzungen zur
Anwendung der Ruhensvorschriften von einem rückwirkenden '

_Zeitpunkt an entfallen; die als ruhend festgestellten Ver—

sorgungsleistungen leben rückwirkend wieder auf und sind

rückwirkend von dem Zeitpunkt an wieder zahlbar zu machen?

in dem eine Doppelversorgung aus gleicher Ursache nicht

mehr vorliegt (vglo B8Gaa0)°

Die Richtigkeit dieser hechtsauffassung des erkennenden

Senats ist im übrigen auch durch den Gesetzgeber — nach—

träglich w bestätigt worden„ 4Während nämlich bis zum Erlaß

des 2° Neuordnungsgesetzes zum BVG vom 21° Februar 1964
(2° NOG) immerhin Zweifel darüber bestehen konnten, von

welchem Zeitpunkt an das Ruben von Versorgungsbezügen nach

5 65 BVG wirksam werden soll@%hat der Gesetzgeber im 20 NOG
dem früherenfä 65 BVG mit seinen Absätzen 1 bis 5 folgenden

Absatz 4 hinzugefügt: "das Ruben wird mit dem Zeitpunkt
wirksam, in dem seine Voraussetzungen eingetreten sind“°

Darüber hinaus hat er diesem neuen Absatz 4 des 5 65 BVG
im 30 NOG vom 280 Dezember 1966 (BGBlO I S0 750 ff) noch

folgenden weiteren Satz hinzugefügt: "Die Zahlung von Verw
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sorgungsbezügen wird mit Ablauf des Monats eingestellt

oder gemindert, in dem das Ruben wirksam wird, und wieder

aufgenommen oder erhöht mit Beginn des Monats, in dem das
Ruhen endete" Das alles; kann nur bedeuten, daß mit die—

sem neuen Absatz 4 des 5 65 BVG zum Ausdruck gebracht

werden soll, daß es sich bei den Ruhensvorschriften des

BVG neben denen der 59 41 VeerG‚ 62 BVG um Vorschriften
eigener Art handelt, deren Rechtsanwendung durch die Ver—
waltungsbehörde auch Rechtswirkungen eigener Art zur Folge

hat, nämlich den Beginn des Rubens von dem Zeitpunkt an,

in dem seine Voraussetzungen — die D0ppelversorgung aus
öffentlichen Mitteln aus derselben Ursache — gegeben sind;

_
Im übrigen besteht auchkein Anlaß, denEintritt des ‘"
Rubens von Versorgungsbezügen anders zu-behandeln als

ihre Beendigung; es kann‚wie bereits dargelegt‚nicht zweie

felhaft sein, daß — auch rückwirkend
— der Anspruch auf

VZahlung der Versorgungsbezüge von dem Zeitpunkt an wieder ’

auflebt‚ in dem die Voraussetzungen zur Anwendung der "

Ruhensvorschriften entfallen oder entfallen sind°

Bei dieser Sach— und Rechtslage bedurfte es keiner Erörte—

rung mehr zu der Frage, ob, wie der erkennende Senat in

früheren Entscheidungen zum 5 65 BVG (BSG 49 281; 7, 206;

SozR VeerG @ 47 Nr° 4) ausgeführt hat, die Feststellung

‚des Rubens von Versorgungsleistungen durch die Verwal—
tüngsbehörde rückwirkend vom Bestehen einer Doppelversoré

gung aus gleicher Ursache an ua auch deshalb gerechtfertigt

sein könnte, weil “Bescheide, die über einen Leistungsanw

spruch entscheiden, stets unter dem Vorbehalt der Kürzung

erlassen werden" (vgl° dazu Urt° des 11„ Senats des BSG vom

24° April 1963, SozR BVG @65 Nr° 6)° Es kann auch dahin—
stehen, ob‚ wie der 110 Senat des BSG in seinem Urteil vom

240 April 1965 (SozR BVG @65 Nr° 6) ausgeführt hat, ein
Bescheid allein schon deshalb als rechtswidrig angesehen

werden muß9 weil er9 nach Feststellung und Bewilligung der

d‘...12‚_.
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- Bezüge aus der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge ergangen‚

neben der Anerkennung des Todes als Schädigungsfolge und

der Feststellung des Anspruchs auf Versorgung auch die zahl—

bares wegen desjä.65 Absn 1 Nr° 2 BVG nicht zustehende Rente
und ihre Höhe zum Inhalt hate Denn der 11„_Senat hat hier—

_bei ebenso wie der erkennende Senat‚ allerdings mit anderer

Begründung, einen wie den der Klägerin am 260 Oktober 1951
erteilten Bescheid trotz seines "gesetzwidrigen Inhalts"'

(hinsichtlich der Höhe der Rente und des Anspruchs auf ihre

Zahlung) als bindend gewordenen und bindend gebliebenen

begünstigenden Verwaltungsakt angesehen ("der gesetzwidrige

Inhalt eines begünstigenden VerwaltUngsaktes beseitigt seine

Bindungswirkung nicht", 11[) Senat aa0)„' Der erkennende
Senat vermag dem 11° Senat jedoch nicht zu folgen9 wenn

_
dieser meint, auf einen — wie den der Klägerin am 260 Oktober

1951erteilten - Bescheidkönne@65 Abe„ 1 Nr„ 2 BVGkeine,
Anwendung finden, er könne vielmehr — weil eine Änderung der

Verhältnisse im Sinne des @ 62 BVG nicht vorliege — nur mit

Hilfe des 5 41 VeerG (in dem vom 11° Senat entschiedenen

Falle mit Hilfe des 9 30 Abso 4 KBLG) insoweit zurückgenom—

.men werden, als durch ihn gemäß 5 65 Abs„ 1 Nr° 2 BVG nicht
zustehende Versorgungsbezüge bewilligt worden seien„ Denn,

und das steht der Auffassung des 11° Senats aaO entscheidend

entgegen, im °eitpunkt dieser Entscheidung vom 240 April
1963 lagen das 2° NOG zum BVG vom 21° Februar 1964 und das
30 NOG zum BVG vom 28° Dezember 1966 noch nicht vor, in

2.denen der Gesetzgeber mit dem neuenAbs° 4 des 5 65 BVG
? die Auffassung des erkennenden Senats (BSG 209 1619 163)

zu der im Streit stehenden Frage bestätigt hat, daß nämlich

die Rechtsanwendung des @65 Abs„ 1 Nr° 2 BVG durch die
Versorgung3behörde unabhängig von den 55 41 VeerG‚ 62 BVG
Rechtswirkungen eigener Art zur Folge hat9 nämlich den Be“,

ginn des Rubens von dem Zeitpunkt an‚ in dem seine Voraus-
setzungen ; die Doppelversorgung aus öffentlichen Mitteln’?

} aus derselben Ursache — gegeben sindo\ Ist das aber der
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Fall, so kann auch die Frage; ob der begünstigende Ver—A Qtiwk_;;gv

waltungsakt zeitlich vor oder nach der Feststellung und

Bewilligung von Bezügen aus der beamtenrechtlichen Unfall—
fürsorge ergangen ist9 keine Rolle mehr spielen° Einer

_
Rückfrage beim 110 Senat oder der Anrufung des Großen

b Senats nach 5 42 SGG durch den erkennenden Senat bedurfte

'
es im übrigen nicht, da der 110 Senat des BSG in Angele—

‘ genheiten der Kriegsopferversorgung nicht mehr tätig ist„

Vorliegend ist danach, entgegen der Auffassung des LSG,

der der Klägerin nach 5 65 BVG erteilte Bescheid vom
180 Dezember 1958, mit dem das Ruhen der Grundrente der

’ Klägerin (und ihrer Tochter) vom 10 April 1951 bis zur
Einstellung der Zahlungen am 51° Dezember 1958 und eine

dadurch entstandene Überzahlung von 45159——DM festge—
stellt worden sind? nicht rechtswidrig° Die Versorgungs—

behörde war berechtigt9 diese kraft Gesetzes gebotenen

Feststellungen für den gesamten in Frage stehenden Zeit—

raum zu treffen9 ohne daß hierbei zugunsten der Klägerin

berücksichtigt werden kann, daß die Bezirksregierung Koblenz

"'der Verwaltungsbehörde auf deren Anfrage die Bewilligung

’ des Unfallausgleichs erst im Dezember 1958 mitgeteilt hat°

Ü Das Berufungsgericht hat ; von seiner Rechtsauffassung
aus

"zutreffend — auch entschieden, daß im Hinblick auf die
‘

"rechtswidrige Berichtigung des Bewilligungsbescheides" f'

-1 vom 260 Oktober 1951 durch den Bescheid vom 18° Dezember

1958 dieser unverändert fortbestanden habe; das habe zur

Folge9 daß die auf ihm beruhenden Leistungen (vom 10 April
1951 bis 51° Dezember 1958) an die Klägerin und ihre Tochter

F_rechtmäßig gewesen seien und deshalb nicht als zu Unrecht
>

empfangen zurückgefordert werden könnten° Es hat dazu aber

’auch weiter ausgeführt, daß selbst unter Zugrundelegung der

„Rechtsauffassung des erkennenden Senats9 daß ein Ruhensbe—

scheid nach 5 65 Abs° 1 Nro 2 BVGohne RücksiCht auf den
früher erteilten und bindend gewordenen, ja sogar bindend

‚gebliebenen Bescheid rückwirkend zulässig und nicht rechts—
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widrig sei, die Rückforderung des von der Verwaltungsbehörde

festgestellten Betrages von 4515‚—_. DM von der Klägerin

nicht gerechtfertigt sei; das ergebe Sich, da 5 47 Abs„ 2

und 3 VeerG —wegen Fehlens der Voraussetzungen der @@41
VeerG und 62 BVG —nicht anwendbar sei‚ einfach aus 5 47
Abs° 1 VeerG9 nach dem nur “zu Unrecht" gezahlte Bezüge

zurückzuzahlen seien° Die Klägerin habe jedoch entgegen

der Ansicht des Beklagten die Grundrente für sich und ihre

Tochter während des in Frage stehenden Zeitraums nicht
"zu Unrecht" erhalten, da sie ihrerseits den Verpflich—

tungen„ alle für die Festsetzung der Leistungen wesent—N
lichen Umstände anzuzeigen, nachgekommen sei; deshalb

müsse ihr Vertrauen in die Rechtmäßigkeit der erhaltenen
Bezüge geschützt werden° '

Da der Beklagte die Rückforderung im Bescheid vom 180 De—
_zember 1958 auf die —vom LSG grundsätzlich für anwendbar

'gehaltene
- Vorschrift des 5 47 Abs„ 1 VeerG gestützt hat

und auch jetzt noch der Auffassung ist, daß der überzahlte

Betrag von 4515,—— DM nach dieser Vorschrift von der Kläge—

rin zurückgefordert werden könne, hatte der Senat deshalb

_ neben seiner Entscheidung über die Rechtmäßigkeit des
"Ruhensbescheides" vom 18° Dezember 1958 — auch darüber

zu entscheiden, ob im Hinblick auf diese Rechtmäßigkeit
}der Beklagte berechtigt ist, den überzahlten Betrag zurück-

zufordernq_'. “1
‘ ' ‘ ‘

Dabei war
hier bei einem Verwaltungsakt ohne Dauerwirkung

“der 5 47 VeerG in derjenigen Fassung anzuwenden9 die im
Ze“Punkt der letzten Verwaltungsentscheidung9 also des
Widerspruchsbescheides vom 12° Februar 1959‚_gegolten hat

(Vgl„ BSG7, 13 und BSGim SozRVeerG @47 Nr„ 11)„ Dieser
Umstand gewinnt im vorliegenden Fall jedoch keine Bedeutung,

weil diejenigen Vorschriften, auf die es ankommt9 bei der

Änderung des 9'47 VeerG durch das 20 NOGihrem Gehalt
nach nicht geändert worden sind° Das LSG hat im Ergebnis

„15_
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zutreffend angenommen, daß eine Rückerstattung des an die

Klägerin überzahlten Betrages von 4515„—— DM nach 5 47
Abso 2 VeerG nicht in Frage kommen kann° Denn diese Vor— f_gfi'

schrift betrifft ausschließlich eine Überzahlung, die auf

einer wesentlichen Änderung der Verhältnisse im Sinne des
5 62 BVG beruht° Die Überzahlung an die Klägerin beruht

aber nicht auf einer wesentlichen Änderung der Verhält—

nisse9 sondern die Zahlung der Rente war schon von Anfang

an unrechtmäßiga Der Beklagte hatte nämlich schon bei Be—

willigung der Renten mit Bescheid vom 26° Oktober 1951

gewußt und nicht berücksichtigt9 daß die Klägerin und ihre
Tochter bereits vbr diesem Zeitpunkt wegen des tödlichen

Dienstunfalls ihres Ehemannes und Vaters Witwen« und Waisen—

geld aus der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge bezogen9 so

daß ihnen die auf der gleichen Ursache beruhenden Renten

‘nach dem BVG gar nicht hätten gezahlt werden dürfen° Im

Ergebnis zutreffend hat das Berufungsgericht auch das Vor—

liegen der Voraussetzungen für die Rückforderung nach é‘47

Abs„ 3 VeerG verneint, nach dem die infolge Berichtigungs—

bescheides nach 9 41 oder 9 42 VeerG zu Unrecht gewährten

Leistungen unter den in diesen Vorschriften angeführten

Voraussetzungen zurückzuzahlen sind° Zwar trifft nicht

zu, daß 5 47 Abs° 3 VeerG, der ausdrücklich nur Über—

zahlungen auf Grund von Berichtigungen regelt9 nun auch

nur bei Berichtigungen nach 55 41 oder 42 VeerG angewandt

werden kann„ Nach der hechtsprechung des BSG (BSG239 47)
können9 sofern lediglich ein Ruhensbescheid ergangen ist9

vielmehr Versorgungsleistungen, die von Anfang an unter

Verletzung der Ruhensvorschrift des 9 65 Abs° 1 Nr° 2 BVG_

bewilligt worden sind, in entsprechender Anwendung des

5 47 Abso 3 VeerG zurückgefordert werden‚ wenn dessen

sonstige Voraussetzungen gegeben "sindo Im Falle der Klä—

gerin liegen jedoch die im 5 47 Abs, 3 VeerG bestimmten
subjektiven Voraussetzungen für eine Rückerstattungs—

„„
pflicht der überzahlten 45159—: DM nicht vor„ Nach den }, «*74
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nicht angegriffenen und daher das BSG bindenden Feststel—

lungen des Berufungsgerichts hat nämlich die Klägerin weder
‚

die für die Entscheidung über die Gewährung der Grundrenten

an sie und ihre Tochter wesentlichen Tatsachen falsch ange—

geben oder verschwiegen, noch hat sie beim Empfang der Grund-

rente gewußt, daß diese zu Unrecht gewährt werde und nicht

zustehe° Bereits mit Schreiben vom 3, April 1950 bei ihrem .

Antrag auf Gewährung von Zusatzrente hatte sie dem VersorgA

mitgeteilt, daß ihr Ehemann als aktiver Wehrmachtbeamter

1943 an den Folgen eines Dienstunfalls gestorben sei, Dabei
trifft zu, wie das LSG hierzu ausgeführt hat, daß von einem

wissentlichen Verschweigen über den Bezug von Leistungen aus

der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge und von einem Wissen
über das Nichtzustehen der Grundrente nicht die Rede sein

könne, weil von der Klägerin als alleinstehender und rechts—

unkundiger Frau schlechterdings nicht habe erwartet werden

können, daß sie die Bedeutung des Bezuges von Leistungen aus

der beamtenrechtlichen Unfallfürsorge neben den Bezügen nach

allgemeinen beamtenrechtlichen Bestimmungen im Hinblick auf

5 65 Abs° 1 Nr° 2 BVG gekannt habe oder besser zu beurteilen

in der Lage gewesen sei als die Verwaltungsbehördeo Sie

konnte nach Lage der Sache davon überzeugt sein, daß die

Versorgungsbehörde aus ihren Angaben über den Dienstunfall

ihres Ehemannes und aus dem eigenen Schriftwechsel mit dem
Regierungspräsidenten in Koblenz die in ihrer Versorgungs—

angelegenheit erforderlichen Schlüsse gezogen und bei Ertei—

lung des Bescheides vom 26° Oktober 1951 berücksichtigt

hatte„‚
. -— . - “ » ‘ °

Kann somit der vom Beklagten geltend gemachte Anspruch auf
Rückerstattung der überzahlten 4515,—— DM nicht auf die Ab—

sätze 2 und 3 des 5 47 VeerG gestützt werden, so war zu

prüfen, ob 9 47 Abs, 1 VeerG eine Grundlage für die Rück»
forderung darstellt° Dies ist nicht der Fall; denn der

Abs° 1 des 5_47 VeerG bildet für sich allein keine selb—

ständige Grundlage für einen Rückerstattungsanspruch der

_17_
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Versorgungsverwaltung (10° Senat des BSG, Urteil vom 97

12,8„66 - 10 BV 573/64 in SozR VeerG @47 Nr_° 19)°
' _Bereits in seiner Entscheidung vom 130 November 1958 hat-"

,der erkennende Senat sich gegen die Auffassung gewandt,

"daß allein der Abs° 1 des 5 47 VeerG angewandt werden

könne, weil die einengende und besondere Voraussetzung des

Abs° 2 nicht gegeben sei" (SOZRVeerG @47 Nr° 4), Im
‘gleichen Sinne hat der 90 Senat des BSG in seiner Entschei—

dung vom 280 April 1965 (BSG 23, 47) ausgeführt, daß % 47
Abs,1 VeerG nicht den Grundsatz aufstelle, zu—Unrecht ge—
gezahlte JJeis‘öungen könnten immer zurückgefordert werden;

wenn in Durchbrechung der Bindungswirkung von Bescheiden

eine Rückforderung begründet werde, so könne dies nur in

dem beschränkten Rahmen der Absätze 2 und 3 geschehen°

Daraus folgt, daß der Abs, 1 des 5 47 VeerG nur eine der
Voraussetzungen für eine Rückforderung festlegt, nämlich„

die, daß Leistungen der Versorgungsbehörde zu Unrecht
empfangen sein müssen° Mit den Worten "soweit im folgen—

den nichts anderes bestimmt ist? wird im Abs° 1 nur auf die

Bestimmungen in den Absätzen 2 und 3 hingewiesen, in denen

die weiteren Voraussetzungen — insoweit als einschränkende

Voraussetzungen — enthalten sind, unter denen zu Unrecht

empfangene Leistungen zurückgefordert werden können, Wenn

der Abs, 1 des 5 47 VeerG völlig selbständig ein Recht zur
Rückforderung hätte geben wollen, so hätte es dieses Hin—

weises nicht bedurft; wenn andererseits in den Absätzen 2

und 3 für die Rückforderung infolge Änderung der Verhält—
nisse und infolge Berichtigung gemäß 55 41, 42 VeerG hätten
Ausnahmen von Abs° 1 geregelt werden sollen, so wären nach

der üblichen Gesetzessprache die Absätze 2 und 3 mit anderen

Worten eingeleitet worden, wie etwaz "Ausgeschlossen sind

aber Rückforderungen bei Überzahlungen infolge einer Änderung

der Verhältnisse und infolge einer Berichtigung von Bescheiden

gem, 55 41, 42, es sei denn, daß der Empfänger wußte oder

wissen mußte o„" (vgl„ 100 Senat des BSG aaO mit weiteren

==.
.

‚ ' . ‚
...18._.‚
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Ausführungen); Dieser Ansicht9 daß 5 47 Abs° 1 VeerG
keine selbständige Grundlage für einen Rückforderungsan—

spruch darstellt, kann auch nicht entgegengehalten werden„

daß durch das Gesetz ausdrücklich nur Überzahlungen bei
Änderung der Verhältnisse und infolge von Berichtigungen

durch das Gesetz geregelt Seien9 nicht aber Überzahlungen„

die z„B° infolge Ruhens von Versorgungsleistungen oder aus

anderen Gründen eingetreten sindo Dieser Vorhalt trifft

zwar zu9 zwingt aber nicht zu einer anderen Auffassung:

Denn die Fälle der Überzahlungen infolge Änderung der Verm

hältnisse und infolge von Berichtigungen bilden die Masse

der Überzahlungsfälle, so daß auch der Gesetzgeber vorwiee

gend bei der Fassung des 5 47 VeerG nur an diese gedacht
haben mag„ In dieser Beziehung steht aber 5 47 VeerG in
der Rechtsordnung nicht allein9 insofern in ihm nur die
Masse der Fälle geregelt und andere gleichliegendep aber

praktisch seltener auftretende Fälle nicht besonders here

vorgehoben und der entsprechenden Regelung durch die Recht—

sprechung überlassen werden sind° Daß auch die Fassung des

5 47 kein Hindernis ist, neben der Masse der Überzahlungen
infolge von Änderung der Verhältnisse oder von Berichtigunw

gen auch andere seltener vorkommende Fälle zu Unrecht
empfangener Leistungen wegen Rubens der Versorgungsbezüge

einer entsprechenden Regelung zuzuführen9 zeigt die Ente

scheidung des 90 Senats des BSG (BSG 23, 47)7 nach der in
diesen Fällen für eine Rückforderung der 5 47 Abs° 3 ent—
sprechend anzuwenden ist (10° Senat des BSG_aaO)°

Bildet sonach der 5 47 Abs" 1 VeerG für sich allein keine
selbständige Grundlage für einen Rückforderungsanspruch

der Versorgungsbehörde, so läßt sich auch die Rechtmäßig«

keit der Rückforderung der überzahlten 45159__ DM von der
Klägerin nicht auf diese Vorschrift stützen° Da ebenso—

wenig anders Vorschriften der Versorgungsbehörde einen

Rückforderungsanspruch gewähren9 hat das LSG somit im

_19;
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Ergebnis zutreffend den RückforderungSanspruch des Def“
_klagten verneint° Dies gilt auch9 soweit Beträge zurück—

„
gefordert sind‚ die in der Zeit vor dem Inkrafttreten des

> VeerG, also vor dem 10 April 19559 an die Klägerin gezahlt

und von dieser wegen Rubens dieser Bezüge zu Unrecht empfan—

gen worden sind° Dabei kann dahinstehen, ob 5 47 VeerG
Vauch die Rückforderung solcher Beträge regelt, die vor

demvv

10 April 1955 zu Unrecht empfangen worden sind„ Auch wenn
i

die Rückforderung solcher Beträge nicht nach @47 VeerG9 '
sondern nach den Grundsätzen des allgemeinen Verwaltungs—

rechts beurteilt werden muß, steht der Versorgungsbehörde

kein Rückforderungsanspruch zuo “Denn auch nach diesen

Grundsätzen ist nicht uneingeschränkt ein Rückforderungs—
‘

anspruch in Höhe der zu Unrecht empfangenen Zahlungen gege—

ben‚ sondern die Rückforderung ist im Hinblick auf den Ver—

trauensschutz der Empfänger solcher Zahlungen weitgehend

eingeschränkt (Vglo BSG in SozR VeerG @ 47 Nr„ 13)„ Danach

ist ua Voraussetzung_für den Rückforderungsanspruch9 daß

die Unrechtmäßigkeit der Rückzahlung nicht ausschließlich

"in den Verantwortungsbereich der Versorgungsbehörde fällt°

Diese Voraussetzung ist aber im vorliegenden Fall nach den

Feststellungen des LSG nicht gegeben; denn die Versorgungs—

behörde hat in Kenntnis der Tatsache9 daß der Ehemann der

Klägerin als aktiver Wehrmachtbeamter einen tödlichen >

Dienstuhfall erlitten hat, die Grundrente an die Klägerin
und ihre Tochter gezahlt, obwohl die Mitteilung des Regie—

rungspräsidenten in Koblenz vom
120 Oktober 1951 über die

Zahlung von Bezügen nach G 131 hinreichend Anlaß hätte sein

müssen9 nicht erst am 250 November 19589 sondern schon vor

Erlaß des Umanerkennungsbescheides vom‚26° Oktober 1951 beim

Regierungspräsidenten in Koblenz Mitteilung über etwaige Lei—

stungen aus der beamtehrechtliohen Unfallfürsorge zu erbitten°

Auf jeden Fall aber hat die Klägerin zu den unrechtmäßigen

Zahlungen an sie und ihre Tochter nicht beigetrageno Das LSG

hat mithin im Ergebnis zutreffend das Bestehen eines Rückforw

derungsanspruchs auch für die Zeit vor dem 19 April 1955 zu_

i -. .. . —l .._j—2_o»
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Unrecht empfangener Leistungen verneiht5 auch wenn diese

g_Rechtsfrage nicht nach @47 VeerG‚ sondern nach den Grund“
'njsätzen des allgemeinen Verwaltungsrechts zu beurteilen isto

b Nach allem ist die Revision des Beklagten insoweit begrün—

’ det, als das LSG den Ruhensbescheid vom 18° Dezember 1958
in der Fassung des Widerspruohsbesoheides vom 120 Februar
1959 als rechtswidrig angesehen und deshalb aufgehoben hat;

sie ist unbegründet und war deshalb insoweit zurückzuweisen9

als der Beklagte mit ihr einen Rückforderungsanspruoh in

Höhe von 45159—H DM gegen die Klägerin geltend macht„

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf 5 193 Abs° ? SGG„
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